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Drei Fragen zu Beginn: Kann es vielleicht sein, dass es
auch deshalb so viele befristete Beschäftigungsverhält-
nisse an den staatlichen Universitäten in Deutschland
gibt, weil deren Rektorate und Präsidien vorsichtig oder
gar übervorsichtig wirtschaften? Konkreter formuliert:
Vermeiden die Hochschulleitungen, unbefristet Personal
einzustellen, weil sie in ihrer Verantwortung für den Fi-
nanzhaushalt ihrer Universität befürchten, die Angestell-
ten nicht dauerhaft finanzieren zu können? Und darüber
hinaus gefragt: Ist die Ausweitung der Hochschulauto-
nomie und die damit zusammenhängende Stärkung der
Hochschulleitungen letztlich mitschuldig an der Entste-
hung des vielfach kritisierten „Wissenschaftsprekariats“? 
Zahlen und Analysen hierzu finden sich im Bundesbe-
richt Wissenschaftlicher Nachwuchs (Konsortium 2017,
S. 97ff.): Von 2000 auf 2014 ist an den Hochschulen
„der Bestand des wissenschaftlichen Nachwuchses unter
35 Jahren um 91%, die Gruppe der 35- bis unter 45-
Jährigen um 41% gewachsen“ (Konsortium 2017, S.
100). Da im Hochschulsystem die Universitäten weitge-
hend für die wissenschaftliche Qualifizierung zuständig
sind, ist dort (und an den ihnen gleichstellten Hochschu-
len) mit 94% auch das Gros des wissenschaftlichen
Nachwuchses unter 35 Jahren beschäftigt (Konsortium
2017, S. 100). Von diesen 202.090 wissenschaftlichen
bzw. künstlerischen Mitarbeiter*innen waren im Jahr
2014 146.678 Personen, also rund 73% befristet be-
schäftigt. Professor*innen und unbefristet wissenschaft-
lich Beschäftigte machen demgegenüber lediglich 13
bzw. 14% aus (Konsortium 2017, S. 101ff.).1 Das Phäno-
men der befristeten Beschäftigungsverhältnisse betrifft
jedoch nicht nur die wissenschaftlichen Mitarbeiter*in -
nen: Befristet eingestellt werden auch nicht-wissen-
schaftliches, sprich: administrativ-technisches Personal
sowie Professor*innen2.
Die gestellten Fragen basieren lediglich auf Mutmaßun-
gen; wissenschaftliche Befunde gibt es dazu (noch)
nicht. Und sicherlich sind weitere Ursachen heranzuzie-
hen, warum es so viele befristete Beschäftigte an deut-
schen Universitäten gibt, nicht zuletzt der enorme An-

stieg der Studierendenzahlen in den letzten Jahren und –
damit einhergehend – der gewachsene Anteil befristeter
Mittelzuweisung an die Hochschulen.3 Dennoch spre-
chen einige Argumente für die – zugegeben: etwas kühn
anmutende – These vom Zusammenhang zwischen
Hochschulautonomie und Beschäftigungsverhältnissen
an Universitäten. 

Entfristung als hochschulpolitischer Konsens?
Nicht nur von den Betroffenen, den Gewerkschaften
und anderen Fach- und Interessenverbänden,4 sondern
auch von politischer Seite wird immer wieder Kritik an

1 Auf Dauer als hauptberufliches wissenschaftliches und künstlerisches Per-
sonal an den Universitäten und gleichgestellten Hochschulen beschäftigt
waren im Jahr 2014 28.639 Menschen; das sind etwas mehr unbefristete
Mittelbauangehörige als die 26.773 Professor*innen (Konsortium 2017,
S. 101f.). 

2 Und damit sind nicht die Juniorprofessor*innen gemeint. Früher hätte man
in der Befristungsfrage zwischen Professor*innen und wissenschaftlichen
Mitarbeiter*innen klar unterschieden. Bei ersteren gehört die unbefristete –
zudem verbeamtete – Einstellung zur Selbstverständlichkeit und bei Mitar-
beiter*innen ist die Befristung die Regel. Doch auch das ändert sich: In eini-
gen Bundesländern sieht das Hochschulgesetz vor, bei Erstberufungen nur
befristete Verträge auszustellen; siehe die Zusammenstellung der Bundes-
und Landesregelungen von Detmer und Preißler (2019). Das Konsortium
(2017, S. 121) berichtet von 2.026 Professor*innen (W2, W3) auf Zeit.

3 Zu nennen sind hier insbesondere die drei Hochschulpakte von 2007, 2011
und 2014 von Bund und Ländern mit einem Gesamtvolumen von 38,5
Mrd. Euro (https://www.bmbf.de/de/hochschulpakt-2020-506.html) sowie
die Exzellenzinitiative und die nachfolgende Exzellenzstrategie des Bundes
und der Länder zur Förderung von Wissenschaft und Forschung an deut-
schen Hochschulen (Förderung seit 2006 bzw. 2018). Insbesondere das
Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF versucht, über För-
derprogramme hochschulpolitische Marksteine zu setzen. Ein weiterer Fak-
tor ist sicherlich der rechtliche Rahmen: das Teilzeit- und Befristungsgesetz
und insbesondere für das wissenschaftliche Personal maßgebliche Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz von 2007 (siehe Jongmanns 2011). Das 2016 no-
vellierte Gesetz soll 2020 evaluiert werden; im Jahr 2022 würden die Er-
gebnissen öffentlich präsentiert, schreibt das BMBF auf seiner Internetseite
(siehe https://www.bmbf.de/de/karrierewege-fuer-den-wissenschaftlichen-
nachwuchs-an-hochschulen-verbessern-1935.html#accordion-content-18). 

4 So das „Templiner Manifest“ der Gewerkschaft für Erziehung und Wissen-
schaft GEW (https://www.gew.de/wissenschaft/templiner-manifest/templi
ner-manifest-text/) oder der Aufruf „Entfristungspakt 2019 – Frist ist Frust“
(https://frististfrust.net/aufruf/), der von einem breiten Bündnis von Ge-
werkschaften und anderen Fach- bzw. Interessenverbänden getragen wird.
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telzuweisung, die als unsicher oder unzuverlässig wahr-
genommen wird, Wissenschaftler*innen unbefristet ein-
zustellen oder Arbeitsverträge zu entfristen, ist aus
Hochschulsicht gewagt. Und größere Wagnisse geht nie-
mand ein, der sich persönlich für die Finanzierung seiner
Einrichtung verantwortlich fühlt. Vielleicht hilft der Zu-
kunftsvertrag „Studium und Lehre stärken“, der, weil auf
Dauer angelegt, die Grundfinanzierung der Hochschulen
stärken soll?11

Allerdings führt ein Ausbau der Grundfinanzierung nicht
unbedingt zu einer Entfristung der Stellen. So stellt das
Konsortium Bundesbericht Wissenschaftlicher Nach-
wuchs (2017, S. 103) fest, „dass auch der Befristungsan-
teil der grundfinanzierten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Zeitverlauf gestiegen ist, und dies sogar im
stärkeren Maße als bei drittmittelfinanzierten“. Dies ist
in der Tat bemerkenswert.12 Aus dem Befund folgert das
Konsortium denn auch, dass die steigende Drittmittelfi-
nanzierung nur ein Teil der Erklärung dafür sei, warum
die Befristungsanteile im Zeitverlauf ansteigen (Konsor-
tium 2017, S. 103).

Hochschulautonomie und New Public 
Management
Der Faktor Finanzierung ist offenbar nicht die alleinige
Ursache vieler prekärer Beschäftigungsverhältnisse. Mit-
schuld ist ein hochschulpolitisches Postulat, das sich seit
rund einem Vierteljahrhundert (fast) alle Akteure auf die
Fahne geschrieben haben: die Forderung nach mehr
Hochschulautonomie. Dieses Mantra des New Public
Management NPM ist nun ebenso lang auf der hoch-

den befristeten Beschäftigungsverhältnissen geübt, so
dass man fast den Eindruck erhält, diese Einschätzung
sei hochschulpolitischer Konsens. Entsprechend liest
man immer wieder Appelle, den unbefristet beschäftig-
ten wissenschaftlichen Mittelbau auszubauen5 – nicht
zuletzt auch aus der Forschung über Hochschulen.6
Ähnlich wie bei studentischen Protesten gegen schlech-
te Studienbedingungen, die im letzten Vierteljahrhun-
dert aufgekommen sind, sind die Statements aus Politik
und Medien zu der Forderung der betroffenen Mitarbei-
ter*innen nach einer Reduktion von prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen stets wohlmeinend. Faktisch hat sich
an der Personalsituation (wie im Übrigen auch an der
Studiensituation) allerdings nicht viel verändert. 

Die Position der Universitätskanzler*innen
In diesem Kontext hat die Vereinigung der Kanzlerinnen
und Kanzler der Universitäten Deutschlands im Septem-
ber 2019 eine Stellungnahme abgegeben, die gegen -
über dem vermeintlichen mitarbeiterfreundlichen Main-
stream provokant (oder mutig – je nach Sichtweise)7
auftritt, in der allerdings eigentlich nichts anders als die
aktuelle Situation expliziert und auch legitimiert wird. In
dieser „Bayreuther Erklärung“ wird deutlich, dass befris -
tete Qualifikationsstellen von den Kanz ler*innen als sys -
temrelevant erachtet werden. Auftrag der Universitäten
sei es, akademisch zu qualifizieren und deshalb sei die
Möglichkeit befristeter Beschäftigungsverhältnisse im
wissenschaftlichen Mittelbau zu erhalten. Entsprechend
massiv ist die Kritik an ihrem Papier, das als Rechtferti-
gung bestehender Missstände – Stichwort „unendliche
Befristung“ (Schmermund 2019) – begriffen wird, was
wiederum auf das Unverständnis der Universitätskanz-
ler*innen stößt.8
Jedoch, dass Qualifikationsstellen befristet sein sollten,
stellt kaum jemand in Abrede. Das Problem sind nicht
die „ordentlichen“ Promotionsstellen, also die 3+3-
Jahresverträge. Weil eine Promotion ein zeitlich befris -
tetes Vorhaben ist, werden Promovierende nur befris -
tet eingestellt. Und sind sie mit der Promotion fertig,
machen sie Platz für neuen „wissenschaftlichen Nach-
wuchs“. Das gilt – eingeschränkt9 – auch für Habilitati-
onsstellen, Juniorprofessuren und Nachwuchsgruppen-
leitungen in der Postdoc-Phase. Soweit die Theorie.
Problematisch ist hingegen die Praxis, auch Dauerauf-
gaben von befristet Angestellten erledigen zu lassen.
Viele Projektstellen dienen nicht der Qualifikation,
sondern der bloßen Projektabwicklung oder dem lau-
fenden Hochschulbetrieb.10 Auf dieses Phänomen geht
die Bayreuther Erklärung der Universitätskanzler*innen
indes nicht ein.

Warum Befristung?
Warum werden die Arbeitsverträge von Wissenschaft-
ler*innen, die Daueraufgaben erledigen, nicht entfristet?
Offenbar, weil ein Großteil aus Projektmitteln bezahlt
wird, und diese sind per definitionem temporär, also
sind es die Arbeitsverträge auch. Um hier Abhilfe zu
schaffen, wird ein Aufwuchs der Grundfinanzierung zu-
lasten der Projektmittel gefordert. Angesichts einer Mit-

5 Nicht zuletzt empfiehlt dies auch der Wissenschaftsrat (2014, S. 84f.).
6 Gefordert werden u.a. sogenannte Tenure-track-Lösungen (Kreckel 2016,

S. 35; Burkhardt/Nickel/Berndt/Rathmann 2016, S. 110). Demgegenüber
formuliert Teichler Bedenken: „Immer wieder wird auch gefordert, mit
Tenure-track-Modellen, bei denen ein Zugang zu einer Professur an der
gleichen Hochschule nach mehrjähriger erfolgreicher wissenschaftlicher
Tätigkeit in Aussicht gestellt wird, die Risiken für den wissenschaftlichen
Nachwuchs zu verringern. Zu bedenken ist allerdings, dass solche Lösun-
gen zur Risikoverminderung für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter immer nur einigen Personen zugutekommen werden und
damit für andere auf dieser Stufe die Chance vermindern“ (Teichler 2018,
S. 75f.).

7 So das Streitgespräch zwischen Dieter Kaufmann und Andreas Keller am
15. November 2019. URL: https://www.jmwiarda.de/2019/11/15/bewuss
te-provokation-nein-eine-einseitige-debatte/

8 Siehe das Interview mit Dieter Kaufmann von Bernd Kramer in der Süd-
deutschen Zeitung vom 24. Oktober 2019. URL: https://www.sueddeut
sche.de/bildung/mittelbau-befristung-bayreuther-erklaerung-1.4649152

9 Wobei diese Qualifikationsphase fast ausschließlich in die Wissenschaft
führt und im Gegenzug eine Anschlussbeschäftigung außerhalb der Wis-
senschaft unwahrscheinlicher wird. Es ist genau dieses Risiko, das die be-
troffenen Postdocs – ob nun auf einer Juniorprofessur oder als Nachwuchs-
gruppenleitung oder als wissenschaftliche*r Mitarbeiter*in – am stärksten
kritisieren (Winter 2019).

10 Apropos „laufender Betrieb“: Auch in der Hochschulverwaltung werden
viele Stellen nur befristet, das gilt insbesondere für die sogenannten
„Hochschulprofessionellen“ (Konsortium 2017, S. 34); im Übrigen auch in
der Ministerialverwaltung – aber das ist ein anderes Thema.

11 Siehe die Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß
Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes über den Zukunftsvertrag Studi-
um und Lehre stärken gemäß Beschluss der Regierungschefinnen und Re-
gierungschefs von Bund und Ländern vom 06. Juni 2019. URL: https://
www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Verwaltungs
vereinbarung-ZV_Studium_und_Lehre_staerken.pdf

12 Folglich könnte es passieren, dass der oben genannte Zukunftsvertrag
„Studium und Lehre stärken“ nicht unbedingt zu der erhofften Entfris -
tungswelle führen wird.
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schulpolitischen Agenda13 und wurde auch fast überall
umgesetzt.14

Gute Gründe für ein „New University Management“
wurden zuhauf aufgeführt. Um nur zwei zu nennen: „Ef-
fektivität und Effizienz“ (Zechlin 2015, S. 32), also der
ökonomisch kostenbewusste Umgang mit öffentlichen
Geldern. Hochschulautonomie heißt in erster Linie, dass
die Hochschule über Budgethoheit und einen Global-
haushalt verfügt, dessen Mittel in der Regel teilweise
auch indikatoren-gesteuert zugewiesen werden. Daraus
folgt, dass man ihrer aus Hochschulsicht auch nicht ganz
sicher sein kann. Das Ergebnis dieser Politik der Verwal-
tungsreform ist: Die Hochschulen definieren sich als
selbständige und damit selbstverantwortliche korporati-
ve Akteure, die insbesondere über ihre Leitungen han-
deln. Hochschulautonomie wurde in Deutschland in er-
ster Linie als Stärkung der Hochschulleitung, insbeson-
dere der Rektor*innen und Präsident*innen verstanden.
Auch wenn die Kanzler*innen heutzutage nicht mehr15

die eigentlichen Chefs der Hochschule sind,16 sind sie
doch nach wie vor als Mitglieder der Hochschulleitung
so etwas wie die Finanzminister*innen ihrer Universität.
Das Selbstverständnis als autonome Hochschule beinhal-
tet, das zugewiesene Geld eigenständig zu verwalten, 
es möglichst so bedachtsam auszugeben, dass eine
schwarze Null oder sogar Rücklagen17 übrigbleiben. Und
dieses Selbstverständnis als autonome Universität gehört
zum Glaubensbekenntnis eines modernen Hochschulma-
nagements, wie es insbesondere von der Interessenver-
tretung der Hochschulleitungen, der Hochschulrektoren-
konferenz HRK vertreten wird.18 Responsibility und 
accountability sind die Prinzipien des „neuen“ Verwal-
tungshandelns. Verantwortung heißt, „den Laden finan-
ziell zusammenzuhalten“, Einnahmen zu maximieren,
Kosten zu kontrollieren, Risiken zu minimieren und Aus-
gaben zu reduzieren. In diesem Kontext wird nichts
mehr gefürchtet als Dauerausgaben, die nicht dauerhaft
sicher finanziert sind. Die Angst treibt die Beauftragten
des Haushalts um, die finanzielle Kontrolle zu verlieren,
um dann letztlich einen Offenbarungseid gegenüber
dem Staat leisten zu müssen. Das wäre nicht nur pein-
lich, sondern auch ein Argument gegen die Hochschul-
autonomie. Qua Amtsverständnis agiert deshalb ein
Kanzler, eine Kanzlerin wie eine schwäbische Hausfrau
nach dem Motto: sparsam haushalten – auch mit Blick
auf unsichere Zeiten. Und unsichere Zeiten, Stagnations-
bzw. Kürzungsphasen, hat es in den letzten 25 Jahren –
in den einzelnen Bundesländern in unterschiedlichem
Ausmaß – immer wieder gegeben.19

Entfristungsangst und Kündigungsschutz
Wie lief es vor dem besagten Ausbau der Hochschulau-
tonomie? Im Landeshaushalt war ein Stellenplan veran-
kert und die Letztverantwortung für dessen Finanzierung
trug das zuständige Ministerium. Alle Ausgaben waren in
Titeln festgezurrt und daher relativ unflexibel, aber auch
durchfinanziert. Heute dagegen sieht sich die Universität
in der Verantwortung. Und die Angst der Hochschullei-
tung ist groß, dass sich befristet Beschäftigte einklagen.
Die Besorgnis, versehentlich die Fristen des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes zu überschreiten oder un-

zulässige Kettenverträge abzuschließen, die von findigen
Betroffenen zu Klagen auf Entfristungen führen könnten,
beherrscht die Personalpolitik der Universität. Deshalb
schließt man lieber kurze Verträge ab, lässt sie auslaufen
und stellt dann eine andere Person neu ein. So wird das
Risiko minimiert, für eine Fehlentscheidung bei der Per-
sonalauswahl dauerhaft finanziell büßen zu müssen. 
Hinter dieser „Entfristungsangst“ steht das abschreckende
Beispiel der unbefristeten Rats- und Funktionsstellen, der
dauerhaft angestellten Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben, die in 1970er und 1980er Jahren die Personalstruk-
turen an den Universitäten mit geprägt haben. In den
Schreckensbildern der Hochschulreformer ab Ende der
1980er Jahre haben viele der Angehörigen dieser Hoch-
schulgruppe kaum Leistungen gebracht, sondern nur die
akademische Selbstverwaltung gelähmt – und somit maß-
geblich den notwendigen personellen wie strategischen
Wandel der Universität verhindert. Was von diesem nega-
tiven Urteil tatsächlich zutrifft oder nicht, kann nachträg-
lich kaum nachgeprüft werden. Entscheidend ist, dass
derartige pejorative Reminiszenzen auch heute noch den
Blick auf den dauerhaft angestellten Mittelbau und damit
die Personalpolitik der Hochschule prägen. 
Da es nicht möglich ist, unbefristet beschäftigte Mitar-
beiter*innen aus dem öffentlichen Dienst wieder zu ent-
lassen, versucht man, eine feste Anstellung zu umgehen.
Wenn jemand an einer staatlichen Hochschule auf
Dauer beschäftigt ist und nicht mehr benötigt wird,
kann sie oder er praktisch nicht – wie in der Privatwirt-
schaft – betriebsbedingt gekündigt werden. Folglich
wird erst gar nicht unbefristet eingestellt. Aus Mitarbei-
tersicht wiederum wird die unbefristete Stelle somit zum
Sechser im „Arbeitsmarktlotto“ – eine Position, die
unter keinen Umständen mehr verlassen wird. Hoch-
schulwechsel, wie bei Professor*innen nicht unüblich,
sind daher eher unwahrscheinlich.

Nebeneffekt absichtsgeleiteter 
Hochschulpolitik?
Wer eine Hochschule für ihren Etat verantwortlich
macht, der muss sich nicht wundern, wenn ihre Leitung
extrem vorsichtig mit Entfristungen bzw. mit der Aus-

13 Um nur drei maßgebliche Bücher der damaligen Debatte zu nennen:
Brinckmann (1998), Hödl/Zegelin (1998) und Hanft (2000).

14 Vgl. Blümel 2016, Hüther (2010) und Winter (2012). Die konkrete Aus-
gestaltung der Finanzautonomie und ihrer Restriktionen in den Bundes-
ländern wird von Babyesiza und Berthold (2018) am Beispiel von Nord-
rhein-Westfalen und Brandenburg untersucht.

15 Vgl. Thieme (1982, S. 185ff.) und Breitbach (2005).
16 Und mittlerweile in den meisten Bundesländern zudem befristet ange-

stellt werden. Vgl. Behrens (2019). 
17 Leider gibt es zu den Rücklagen, die von den Hochschulen gebildet wer-

den, keine öffentlich zugänglichen Zahlen. Grundsätzliches zu Fragen von
Finanzplanung, Risikomanagement und Rücklagenbildung an Hochschu-
len siehe Güttner und Manthe (2013).

18 Siehe z.B. die Entschließung zur Hochschulautonomie der 10. Mitglieder-
versammlung der HRK am 03.05.2011. URL: https://www.hrk.de/positio
nen/beschluss/detail/entschliessung-zur-hochschulautonomie/. Siehe auch
das „Eckpunktepapier“ der HRK (Senat der Hochschulrektorenkonferenz
2018, S. 5).

19 Die Frage liegt nahe: Hat es gar die Stärkung der Hochschulautonomie
erst ermöglicht oder zumindest erleichtert, Sparrunden im Hochschulwe-
sen tatsächlich realisieren zu können – in dem Sinne, dass Hochschulen
die allgemeinen Kürzungsvorgaben des Landes in konkrete Einschnitte
vor Ort umsetzen müssen (vgl. Kreckel 2000, S. 65ff.)?
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schreibung unbefristeter Stellen umgeht. Wer sich also
für mehr Hochschulautonomie einsetzt, der fördert auch
ein vorsichtiges – und offenbar bisweilen übervorsichti-
ges20 – Personal- und Finanzgebaren. Mit der Ein-
führung von NPM sollte ja auch das Kostenbewusstsein
in der Hochschulverwaltung gestärkt werden. Handelt
es sich also bei der Vielzahl befristeter Beschäftigungs-
verhältnisse um einen (unbeabsichtigten?) Nebeneffekt
absichtsgeleiteter Hochschulpolitik? 
Insbesondere unter der Maßgabe einer als unzuverlässig
wahrgenommenen Hochschulfinanzpolitik besteht of-
fenkundig folgender – für die betroffenen Mitarbei -
ter*innen an den Universitäten unvorteilhafter – Zusam-
menhang: Hochschulautonomie in Verbindung mit unsi-
cherer bzw. temporärer Hochschulfinanzierung erzeugt
prekäre Beschäftigungsverhältnisse. Diese Vermutung
gilt es, genauer zu erforschen.
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